
Antrag auf Mitgliedschaft 
Antrag und Nachweis bitte zusenden an: 
E-Mail: service@mittelstandsbund.de | Fax 0211 200525-99 

Zur Bearbeitung Ihres Mitgliedsantrages 
benötigen wir die folgenden Unterlagen:

1. Unterschriebenes Antragsformular 
 inkl. Einzugsermächtigung 

2. Nachweis Ihrer unternehmerischen Tätigkeit
  
  

 Einen der nachfolgenden Nachweise: 
 

 (a) Gewerbeanmeldung oder 
 (b) Handelsregisterauszug oder 
 (c) Bescheinigung Ihres Steuerberaters

Antrag auf Mitgliedschaft

Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat für wiederkehrende Zahlungen

 Hiermit bitte ich um Aufnahme (Mitgliedschaft) im Deutschen Mittelstands-Bund (DMB) e.V.:

 Die markierten (*) Felder werden vom DMB ausgefüllt.

         
 Mitgliedsnummer*      Eintrittsdatum* 

 ______________________________________________________________ ___________________________ 
 Bei Selbständigen: Name, Vorname          Geburtsdatum 

 ______________________________________________________________ __________________________________________  
 Bei Firmen: Name des Unternehmens         Geschäftsführer (Name, Vorname) 

 
 __________________________________________________________________________________________________________
 Straße, Hausnummer   

 _______________ _____________________________________________
 Postleitzahl Ort

 _____________________________________________ __________________________________________________________
 Telefon     E-Mail

 ______________________________________________________________ ___________________________
 Branche          Anzahl der Beschäftigten

 
 
 

Der Jahresmitgliedsbeitrag beträgt 250 Euro. Es wird eine einmalige Aufnahmegebühr von 75 Euro berechnet. Eine Kündigung der Mitgliedschaft ist mit einer Frist von 
einem Jahr zum Jahresende möglich. Die Vereinssatzung ist unter www.mittelstandsbund.de/verband einsehbar und wurde mir ausgehändigt. Ich willige in die Speicherung 
und Nutzung meiner Daten ein. Gerichtsstand ist Düsseldorf. 

 _____________________________ _____________________________________________ 
 Ort, Datum  Unterschrift 

Deutscher Mittelstands-Bund (DMB) e.V.
Verbands- und Mitgliederservice 
Grafenberger Allee 128 a 
40237 Düsseldorf 

 Ich ermächtige (Wir ermächtigen) den Deutschen Mittelstands-Bund (DMB) e.V., Zahlungen von meinem (unserem) Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich 
 weise ich mein (weisen wir unser) Kreditinstitut an, die vom Deutschen Mittelstands-Bund (DMB) e.V. auf mein (unser) Konto gezogenen Lastschriften einzulösen.  
 Hinweis: Ich kann (wir können) innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrags verlangen. Es gelten dabei 
 die mit meinem (unserem) Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. Fällige Beträge werden ab sofort von meinem (unserem) Konto abgebucht. Der Kontoauszug gilt  
 als Quittung und Beitragsnachweis.

 ______________________ DE ___  ___  |  ___  ___  ___  ___  |  ___  ___  ___  ___  |  ___  ___  ___  ___  | ___  ___  ___  ___  | ___  ___ 
 BIC IBAN   

 ____________________________________________________ ___________________________________________________________
 Kontoinhaber     Name des Kreditinstituts

 _____________________________ _____________________________________________ 
 Ort, Datum  Unterschrift  



Gläubiger-Identifikationsnummer:
DE03ZZZ00000570178

Mandatsreferenz = DMB-Mitgliedsnummer 
(Wird Ihnen separat mitgeteilt)

D
ok.-Vers. 02-2024 





 

Vereinssatzung 
Stand: Dezember 2016 

 

Telefon: +49 (0)211 200525-0 Geschäftsführender Vorstand: 
Telefax: +49 (0)211 200525-99 Dipl.-Kfm. Marc S. Tenbieg 

 

Deutscher Mittelstand-Bund (DMB) e.V. 
Grafenberger Allee 128 a 

40237 Düsseldorf 
E-Mail: info@mittelstandsbund.de Vereinsregister: AG Düsseldorf, VR 6152 

§ 1 Name und Sitz des Vereins 

1. Der Verein führt den Namen „Deutscher Mittelstands-Bund (DMB)". 

2. Sitz und Gerichtsstand ist Düsseldorf. 

3. Der Verein ist unter der Nummer 6152 des Amtsgerichtes Düsseldorf 

eingetragen. 

4. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

5. Geschäftsgebiet ist die Bundesrepublik Deutschland. 

§ 2 Zweck des Vereins 

1. Der Verein hat den Zweck als Bundesverband, die politischen, wirtschaftli-

chen und fachlichen Interessen für alle in Deutschland ansässigen oder 

tätigen kleinen und mittelständischen Unternehmen, Gewerbetreibende 

und freiberuflich tätigen Personen im In- und Ausland zu vertreten. Zudem 

strebt der Verein an, sich auch zu einem europäisch und international 

ausgerichteten Dachverband zu entwickeln, in den auch andere Interes-

sen- und Berufsgruppenvereinigungen integriert werden können. 

2. Der Verein stärkt zum Schutze, zur Erhaltung und Förderung des selb-

ständigen Mittelstandes die Interessen der Mitglieder in einer freien, leis-

tungs- und wettbewerbsorientierten Marktwirtschaft gegenüber der Politik, 

Behörden, Gewerkschaften, anderen Organisationen sowie der Öffentlich-

keit. Er bündelt das wirtschaftliche Potenzial seiner Mitglieder als eine 

schlagkräftige und innovative Interessengruppe und bildet hierdurch ein 

einheitliches, aufmerksamkeitsstarkes politisches Sprachrohr für den 

selbstständigen Mittelstand in der Öffentlichkeit. Der Verein ist auch für im 

europäischen und internationalen Ausland ansässige Unternehmen ein 

kompetenter und leistungsbereiter Verbands- und Netzwerkpartner. 

3. Der Vereinszweck wird insbesondere dadurch verwirklicht, dass der 

Verein seine Mitglieder über ausgewählte wirtschaftliche, politische, recht-

liche und fiskalische Themen informiert und dadurch die Durchsetzungs-

fähigkeit der Mitglieder nachhaltig stärkt. Die Behandlung von Fachthemen 

erfolgt bei Bedarf in geeigneten Arbeitsausschüssen im Sinne von § 6 

Abs. 5 der Satzung oder in Form von Kompetenzzentren. Der DMB ist als 

serviceorientierter Verein für seine Mitglieder stets ein erster Ansprech-

partner. 

4. Der Verein beteiligt sich zur Erreichung seines Vereinszweckes u.a. auch 

aktiv an politischen Diskussionen oder regt diese an, um die gesetzlichen 

Rahmenbedingungen für seine Mitglieder auf nationaler und europäischer 

Ebene weiter zu verbessern. 

5. Auf der Grundlage eines freien, leistungs- und wettbewerbsorientierten 

Marktes und insbesondere im Hinblick auf die Herstellung von Gleichbe-

rechtigung fördert der Verein Unternehmerinnen, Gewerbetreibende und 

freiberuflich tätige Frauen. Dazu ergreift der Verein Maßnahmen, um In-

formationsdefizite auszugleichen und in der Öffentlichkeit für Frauen in 

Führungspositionen zu werben. 

6. Der Verein trägt mittels geeigneter Maßnahmen (z.B. durch die Veranstal-

tung von Seminaren, Tagungen, Vorträgen sowie fachbezogenen Informa-

tionen) zur Existenzerhaltung, Unternehmenssicherung und Expansion 

seiner Mitglieder bei. Hierzu zählt auch die Herstellung, Erhaltung und 

Förderung aller dem Wohl der Beschäftigten dienenden Maßnahmen der 

betrieblichen Sozial- und Personalpolitik. 

7. Der Verein berät seine Mitglieder im Rahmen der gesetzlich zulässigen 

Möglichkeiten bei der tariflichen Gestaltung der Gehalts-, Lohn- und Ar-

beitsbedingungen für die Beschäftigten unter Berücksichtigung der gülti-

gen Tarifverträge und sonstigen Vereinbarungen der Tarifpartner zur Ver-

meidung von Tarifstreitigkeiten. Hierzu zählt insbesondere die Förderung 

eines guten sozialen Einvernehmens zwischen Arbeitgebern und Arbeit-

nehmern. 

8. Der Verein bietet seinen Mitgliedern den Zugang zu Vorteilen einer 

insgesamt verbesserten Beschaffung von Wirtschaftsgütern und Leistun-

gen. 

9. Im Rahmen der vorgenannten Aufgabenbereiche und gesetzlichen Rah-

menbedingungen kann der Verein seinen Mitgliedern Hilfe in Rechts- und 

Steuerangelegenheiten leisten. 

10. Der Verein unterstützt die Stärkung eines gemeinschaftlichen Europas. Er 

unterstützt die Kooperation grenzüberschreitend tätiger Unternehmen in 

Europa, damit kleine und mittelständische Unternehmen bessere Möglich-

keit erhalten, das wirtschaftliche und politische Zusammenwachsen aller 

europäischen Staaten als Grundlage zu nutzen, den eigenen Bestand, 

fortschreitenden Wohlstand und sichere Beschäftigung zu gewährleisten. 

Der Verein wirbt mit dieser Zielsetzung bei seinen Mitgliedern für die Stär-

kung eines friedvollen europäischen Geistes. 

11. Der Verein ist parteipolitisch unabhängig und politisch neutral. 

12. Der Zweck des Vereins ist weder auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbe-

trieb ausgerichtet noch unterhält er einen solchen. 

13. Der Verein kann regionale Geschäftsstellen bilden und ist berechtigt, 

europäischen und internationalen Zusammenschlüssen beizutreten und 

mit anderen Verbänden, Interessen- und Berufsgruppenvereinigungen zu-

sammenzuarbeiten. 

14. Die Mittel sowie das Vermögen oder etwaige Gewinne des Vereins dürfen 

nur zu satzungsgemäßen Zwecken verwandt werden. Die Mitglieder erhal-

ten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

 

§ 3 Mitgliedschaft 
 

1. Aufnahme 

Mitglied kann jeder selbständige Unternehmer i.S. von § 2 Abs. 1 der Sat-

zung werden. Hierzu zählen insbesondere alle kleinen und mittelständi-

schen Unternehmen, Gewerbetreibende und freiberuflich tätigen Perso-

nen, unabhängig von der Rechtsform, in der der jeweilige Betrieb geführt 

wird. Der Verein kann darüber hinaus fördernde Mitglieder (sog. Förder-

mitglieder), auch solche die selbst nicht selbständig oder unternehmerisch 

tätig sind, aufnehmen. Über Aufnahmeanträge und die Frage, wer konkret 

Mitglied in welcher Form (ordentliches Mitglied / Fördermitglied) wird, ent-

scheidet jeweils der geschäftsführende Vorstand. Eine Aufnahmegebühr 

kann erhoben werden. Der Beitritt wird grundsätzlich erst dann wirksam, 

wenn die erste Beitragszahlung vollständig entrichtet wurde. 

 

2. Rechte und Pflichten der Mitglieder  

Die Mitglieder können sich in allen beruflichen und wirtschaftlichen Fragen 

an die jeweils zuständigen Organe des Vereins wenden. Auskünfte kön-

nen unentgeltlich erteilt werden. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Ziele 

des Vereins uneigennützig zu fördern. Sie verpflichten sich zur Einhaltung 

der Satzung, zur pünktlichen Bezahlung der Mitgliedsbeiträge, zur unver-

züglichen Anzeige von Bank- und Anschriftenänderungen sowie zu kolle-

gialer Zusammenarbeit. Sie sind ferner verpflichtet, dem Verein Bankrück-

gabegebühren, Auslagen und Mahnkosten zu erstatten. 

 

3. Beendigung der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft erlischt 

a) durch Tod bei natürlichen Personen bzw. durch Insolvenz, Liquidation 

oder sonstigen zur Vollbeendigung des Geschäftsbetriebs führenden 

Maßnahmen, bei Einzelunternehmen oder Personengesellschaften mit 

Abschluss ebendieser. 

b) automatisch mit Vollbeendigung der Liquidation bei juristischen Perso-

nen. Der Liquidationsbeschluss allein oder die Ablehnung der Eröffnung 

des Insolvenzverfahrens mangels Masse führen noch nicht zum Erlöschen 

der Mitgliedschaft des vorbezeichneten Mitglieds. 

c) durch schriftliche Austrittserklärung mit einer Kündigungsfrist von einem 

Jahr jeweils nur zum Schluss des Kalenderjahres, wobei das Mitglied ver-

pflichtet bleibt, seine Beiträge bis zum Ende der Vereinszugehörigkeit zu 

zahlen, 

d) durch Ausschluss durch den Vorstand, 

1) wenn das Mitglied grob gegen den Zweck des Vereins verstößt, 

2) wenn es seine Pflichten wiederholt oder nachhaltig nicht erfüllt. 

Gegen den Ausschluss ist Berufung an die Mitgliedervertreter-

Versammlung zulässig. 

 

4. Mitgliedsbeiträge 

Die Höhe des Beitrages wird von der Mitgliedervertreter-Versammlung im 

Rahmen einer Beitragsordnung festgelegt. Der Jahresbeitrag ist im Vo-

raus bis zum 5. Januar des betreffenden Kalenderjahres – Gutschrift auf 

dem Konto des Vereins – an diesen kostenfrei zu entrichten. Eine Zah-

lungsaufforderung erfolgt nicht; eine Rechnung wird nicht erstellt. Der ge-

schäftsführende Vorstand kann Teilzahlungen bewilligen. Ehrenmitglieder 

sind von der Beitragspflicht befreit. 

 

§ 4 Organe des Vereins 
 

Organe des Vereins sind 

a) die Mitgliedervertreter-Versammlung (§ 5) 

b) der Vorstand (§ 6) 

c) der Beirat (§ 7) 

Alle Mitglieder der Vereinsorgane üben ihr Amt so lange aus, bis die Neu- 

oder Wiedergewählten die Annahme der Wahl erklärt haben. 

 

§ 5 Mitgliedervertreter-Versammlung 
 

1. Die Mitgliedervertreter-Versammlung ist das oberste Organ des Vereins. 

Ihr steht die letzte Entscheidung in allen den Verein betreffenden Fragen 

zu, soweit dies nicht in der Satzung ausdrücklich einem anderen Organ 

vorbehalten ist. Die Mitgliedervertreter-Versammlung hat zudem die Auf-

gabe, die Objektivität der Geschäftsführung zu überwachen. Sie kann sich 



 

Vereinssatzung 
Stand: Dezember 2016 

 

Telefon: +49 (0)211 200525-0 Geschäftsführender Vorstand: 
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jederzeit über Angelegenheiten des Vereins vom Vorstand berichten las-

sen und durch mindestens zwei seiner Mitglieder jederzeit Bücher und 

Schriften des Vereins einsehen. 

2. Die Mitgliedervertreter-Versammlung besteht aus höchstens 10 Mitglie-

dern, die nach Maßgabe einer Wahlordnung alle 5 Jahre im Amt bestätigt 

oder neu gewählt werden. Nach Maßgabe der jeweils gültigen Wahlord-

nung können nur Mitglieder zu Mitgliedervertretern gewählt werden. 

3. Wird ein Mitgliedervertreter in den Beirat oder in den Vorstand berufen, so 

ruht sein Mandat als Mitgliedervertreter für die Dauer seiner Beirats- oder 

Vorstandstätigkeit. 

4. Die Mitgliedervertreter-Versammlung entscheidet grundsätzlich mit 

einfacher Mehrheit.  

Sie entscheidet insbesondere über 

a) die Entlastung des Vorstandes und des Beirates 

b) Anträge des Vorstandes und der Mitglieder 

c) eine Satzungsänderung 

d) die Auflösung des Vereins 

e) eine Änderung des Vereinszwecks 

f)  die Bestellung des Vorstandes 

g) die Bestätigung und Ernennung von Beiratsmitgliedern 

h) die Ernennung von Ehrenmitgliedern. 

Die Beschlüsse zu Buchstabe c) bis e) bedürfen einer Mehrheit von 2/3 

der abgegebenen Stimmen. 

5. Die Mitgliedervertreter-Versammlung wird vom Vorstand durch einfaches 

Rundschreiben in Textform mit Bekanntgabe der Tagesordnung unter 

Einhaltung einer Frist von mindestens zwei Wochen zwischen Einladung 

und Tag der Versammlung berufen. 

6. Die Mitgliedervertreter erhalten ein angemessenes Sitzungsgeld. Über die 

Höhe des Sitzungsgeldes entscheidet der Vorstand. 

7. Jährlich hat jeweils eine ordentliche Mitgliedervertreter-Versammlung 

stattzufinden.  

8. Die Mitgliedervertreter-Versammlung wählt einen Vorsitzenden, einen 

Stellvertreter des Vorsitzenden, einen Schriftführer sowie einen Schatz-

meister. Sie wird vom Vorsitzenden geleitet, im Verhinderungsfall von sei-

nem Stellvertreter. Der Schatzmeister überwacht die ausschließliche Ver-

wendung der Mitgliedsbeiträge für die satzungsmäßigen Zwecke. Die Mit-

gliedervertreter-Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die 

Hälfte der gewählten Mitgliedervertreter anwesend ist. Beschlüsse werden 

mit einfacher Stimmenmehrheit durch Zuruf oder – wenn Einspruch erho-

ben wird – durch Stimmzettel gefasst, sofern die Satzung nichts anderes 

vorschreibt.  

9. Über jeden Beschluss ist ein Protokoll anzufertigen und den Mitgliederver-

tretern zuzusenden. Ort und Tag der Versammlung, das Teilnehmerver-

zeichnis, Art und Ergebnis von Abstimmungen sowie die Feststellung des 

Vorsitzenden über die Beschlussfassung sind in dem Protokoll anzuge-

ben. Bei Satzungsänderungen ist der genaue Wortlaut wiederzugeben. 

Das Protokoll ist vom Schriftführer zu unterzeichnen. 

10. Das Mandat eines Mitgliedervertreters erlischt mit Ablauf der Wahlperiode 

für die er gewählt wurde, mit der Niederlegung seines Mandats oder der 

Beendigung seiner Mitgliedschaft. 

 

§ 6 Vorstand 
 

1. Vorstand im Sinne von § 26 BGB ist der geschäftsführende Vorstand. Er 

vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich; er hat die Stellung ei-

nes gesetzlichen Vertreters. Er ist für alle den Verein betreffenden Ge-

schäfte alleinvertretungsberechtigt. Der Vorstand wird aus der Mitte der 

bestätigten oder gewählten Mitgliedervertreter auf Vorschlag mindestens 

eines Mitgliedervertreters durch einfache Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen von der Mitgliedervertreter-Versammlung gewählt. Soweit im ers-

ten Wahlgang keiner der vorgeschlagenen Mitgliedervertreter die einfache 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt, erfolgt im zweiten 

Wahlgang eine Stichwahl zwischen den beiden Mitgliedervertretern, die im 

ersten Wahlgang jeweils die meisten Stimmen auf sich vereinigt haben. 

Soweit auch der zweite und der dritte Wahlgang nicht zur einfachen Mehr-

heit eines der beiden verbliebenen Mitgliedervertreter führt, entscheidet 

das Los. 

2. Der Vorstand hat, neben der Verfolgung des Vereinszwecks gem. § 2 der 

Satzung, insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Vorbereitung der Mitgliedervertreter-Versammlungen und Aufstellung 

der Tagesordnung 

b) Einberufung der Mitgliedervertreter-Versammlungen 

c) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliedervertreter-Versammlungen 

d) Aufstellung eines Haushaltsplans für jedes Geschäftsjahr, Buchführung, 

Erstellung eines Jahresberichtes 

e) Abschluss und Kündigung von Arbeitsverträgen 

f)  Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern.  

3. Der Vorstand muss die zur Führung eines Berufsverbandes erforderliche 

Eignung und Erfahrung, insbesondere eine Mindestzugehörigkeitsdauer 

zur Mitgliedervertreter-Versammlung des DMB oder alternativ einer Vor-

standstätigkeitserfahrung im DMB von mindestens 3 Jahren mitbringen. Er 

wird von der Mitgliedervertreter-Versammlung auf höchstens 5 Jahre be-

stellt. Wiederholte Bestellungen sind zulässig. Die Mitgliedervertreter-

Versammlung kann die Bestellung widerrufen, wenn in der Person oder 

dem Verhalten des Vorstandes ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger 

Grund liegt insbesondere dann vor, wenn der Vorstand wegen einer Ver-

mögensstraftat rechtskräftig verurteilt wurde oder seine Pflichten gegen-

über dem Verein grob verletzt oder über einen Zeitraum von mehr als 6 

Monaten seinen Pflichten in wesentlicher Hinsicht nicht nachgekommen 

ist. 

4. Der Vorstand hat nach Maßgabe des Gesetzes und der Satzung den 

Verein in eigener Verantwortung so zu leiten, wie das Wohl der Mitglieder 

es erfordert. Ist eine Willenserklärung gegenüber dem Verein abzugeben, 

so genügt die Abgabe gegenüber dem Vorstand. 

5. Der Vorstand kann die Bearbeitung und Erledigung einzelner Vereinsauf-

gaben an Arbeitsausschüsse übertragen. Er ist darüber hinaus befugt, ei-

nen Beirat nach den Vorschriften dieser Satzung ins Leben zu rufen. Der 

Vorstand ist zudem berechtigt, sich in speziellen Fragen zur Vermeidung 

von Nachteilen für den Verein den Rat geeigneter Experten einzuholen. 

Die hierdurch entstehenden Kosten trägt der Verein. 

6. Der Vorstand erhält für seine Tätigkeit – entgegen § 27 Abs. 3 BGB – eine 

angemessene Vergütung im Rahmen eines Dienstvertrages. Über die 

Ausgestaltung des Dienstvertrages und die Höhe der Vergütung entschei-

det die Mitgliedervertreter-Versammlung. Soweit der Vorstand seine volle 

oder nahezu volle Arbeitskraft dem Verein zur Verfügung stellt, können im 

Einzelfall Nebentätigkeiten des Vorstands von der Mitgliedervertreter-

Versammlung genehmigt werden. Soweit der Vorstand nicht mehr als die 

Hälfte seiner Arbeitskraft zur Verfügung stellt, genügt eine vorherige An-

zeige der geplanten Nebentätigkeit gegenüber der Mitgliedervertreter-

Versammlung. Eine Nebentätigkeit ist nicht zulässig, wenn sie zu einem 

Interessenkonflikt mit dem Verein und seinen Zielen führt oder führen 

könnte. 

§ 7 Beirat 
 
1. Der Beirat ist ein den Vorstand beratendes Gremium, soweit er eingerich-

tet wird. Mitglieder des Beirates haben keine Stimm- oder Kontrollrechte 

innerhalb des Vereins. 

2. Die Mitglieder des Beirates werden vom Vorstand vorgeschlagen und von 

der Mitgliedervertreter-Versammlung – im Falle der Bestätigung – für  

einen jeweils zu bestimmenden Zeitraum, der maximal 5 Jahre umfasst, 

ernannt. Jedes Mitglied ist einzeln vorzuschlagen und zu ernennen. Mit-

glied des Beirates kann neben einem Mitglied auch jede externe, fachlich 

geeignete Person werden. 

3. Ein Mitglied des Beirates kann vor Ablauf des zu bestimmenden Zeitrau-

mes von der Mitgliedervertreter-Versammlung mit einfacher Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen abberufen werden. 

4. Die Mitglieder des Beirates erhalten eine angemessene Aufwandsent-

schädigung, deren Höhe von der Mitgliedervertreter-Versammlung festge-

legt wird. 

§ 8 Geschäftsstellen 

Der Verein kann regionale Geschäftsstellen errichten und einen Teil seiner 

Arbeiten durch diese durchführen lassen. 

§ 9 Ehrenmitglieder 

Die Mitgliedervertreter-Versammlung kann auf Antrag des Vorstandes mit 

einfacher Mehrheit Persönlichkeiten, die sich um den Verein oder um den 

gewerblichen Mittelstand in Deutschland verdient gemacht haben, zu Eh-

renmitgliedern ernennen. 

§ 10 Schlussbestimmungen 

1. Im Falle der Auflösung des Vereins ist das Vereinsvermögen in Überein-

stimmung mit dem zuständigen Finanzamt einer dem Vereinsziel entspre-

chenden steuerbegünstigten Körperschaft oder einer Körperschaft des  

öffentlichen Rechts für steuerbegünstigte Zwecke zu übertragen. 

2. Der Vorstand ist ermächtigt, die für die Eintragung in das Vereinsregister 

beim Amtsgericht oder sonst notwendig erscheinende redaktionelle Ände-

rungen der Satzung vorzunehmen. 

3. Das Original der Satzung und eine öffentlich beglaubigte Abschrift werden 

bei der Geschäftsstelle hinterlegt. 
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